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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.07.2016 

Geschäftszahl 

2013/07/0137 

Rechtssatz 

"Unvermeidlich" iSd § 66 Abs. 2 AVG ist die Durchführung einer mündlichen Verhandlung auch in solchen 
Fällen, in denen aufgrund einer gemäß § 13 Abs. 8 AVG zulässigen Änderung des verfahrenseinleitenden 
Antrags (des Projekts) zur Ergänzung bzw. zur Feststellung des nun maßgeblichen geänderten Sachverhalts die 
gleichzeitige Anwesenheit der Parteien des Verfahrens in einer kontradiktorischen Verhandlung als notwendig 
erscheint; insbesondere gilt dies dann, wenn eventuell neue Gutachten einzuholen sein könnten und auch die 
gleichzeitige Anwesenheit der Sachverständigen bei der Verhandlung mit den Parteien erforderlich sein könnte. 


